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Wenn auch Sie interessante Neuigkeiten für unsere Leser haben, freuen wir uns auf Ihre Nachricht.

EuGH: Schlussanträge zur Vorabentscheidung über Preiserhöhungsklauseln in Gasversorgungs-
verträgen
Der BGH (VIII ZR 162/09) – DokNr. 11000574 – hat dem EuGH einerseits die Anwendbarkeit der Richtlinie 93/13 bei Son-
dervertragskunden als auch die Frage der notwendigen Transparenz verwendeter Klausel zur Vorabentscheidung vorge-
legt. In dem Verfahren vor dem EuGH (C-92/11) hat die Generalanwältin ihre Schlussanträge vorgelegt. Nach Ansicht
der Generalanwältin ergibt die Auslegung der Richtlinie 93/13, dass nur solche Regelungen nicht in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie fallen sollten, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen für den abzuschließenden Vertrag gelten.
Nach dieser Ansicht kommt die Richtlinie zur Anwendung. Denn die Sonderkundenverträge verweisen in ihren AGB’s
auf die AVB-GasV oder übernehmen wörtlich deren Bestimmungen, fallen jedoch nicht von Gesetzes wegen in den An-
wendungsbereich der AVBGasV für Tarifkunden.

Bei der zweiten Vorlagefrage schlägt die Generalanwältin vor, dass Verstöße gegen das in Art. 5 der Richtlinie 93/13 und
Art. 3 Abs. 3 in Verbindung mit Anhang A der Richtlinie 2003/55 normierte Transparenzgebot weder durch eine recht-
zeitige Mitteilung seitens des Gewerbetreibenden noch durch eine Kündigungsmöglichkeit des Verbrauchers oder die
Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung kompensiert werden können. mehr ==> DokNr. 12001751

OLG Brandenburg: Inzidente Vergabenachprüfung – Abwasserbeseitigung durch einen privaten
Konzessionär nach gesetzlicher Regelung nicht gestattet
Der Antragsteller rügte erfolglos, dass die Vergabe einer Dienstleistungskonzession im Bereich der Abwasserbeseitigung
aufgrund entgegenstehender landesrechtlicher Regelungen unzulässig sei. Die Vergabekammer verwarf den Nachprü-
fungsantrag als unzulässig, da der Rechtsweg zu den Nachprüfungsinstanzen nicht gegeben sei. Über die dagegen ein-
gelegte sofortige Beschwerde hat der Vergabesenat des OLG Brandenburg mit Beschluss vom 28.8.2012 – Verg W 19/11
die auftraggebende Stadt angewiesen, die Ausschreibung aufzuheben. Zur Begründung hat das OLG ausgeführt, die ge-
richtliche Nachprüfung von Vergaben öffentlicher Auftraggeber umfasse nach einer Entscheidung des BGH vom
18.6.2012 (X ZB 9/11) – Versorgungswirtschaft 2012, 291 – auch die Frage, ob gesetzliche Regelungen die Vergabe einer
Dienstleistungskonzession untersagten. Im zu entscheidenden Fall verstoße die Beschaffung der Dienstleistungen im
Wege einer Dienstleistungskonzession gegen die Vorschriften des Wasser- und Kommunalabgabenrechts. Die Abwasser-
beseitigung sowie die Erhebung von Entgelten und Baukostenzuschüssen durch einen privaten Konzessionär seien nach
dem Gesetz nicht gestattet. Hierfür seien die Gemeinden zuständig. mehr ==> DokNr. 12001752

VGH Mannheim: Privates Rückholsystem für Verkaufsverpackungen muss öffentliche
Entsorgungseinrichtungen mitbenutzen
Der 10. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 24.7.2012 – 10 S 2554/10 in einem
vom Landkreis Böblingen und einer GmbH als Musterverfahren angestrengten Rechtsstreit entschieden: Der Landkreis
kann von einem privaten Unternehmen, das ein Rückholsystem für gebrauchte Verkaufsverpackungen betreibt, verlan-
gen, dass es die Entsorgungseinrichtungen des Landkreises für Papier, Pappe und Karton gegen ein angemessenes Ent-
gelt mitbenutzt. Der Landkreis hat aber keinen Anspruch auf Abschluss des von ihm unterbreiteten Vertrags. Das Entgelt
ist entsprechend kommunalabgabenrechtlichen Kalkulationsgrundsätzen kooperativ zu ermitteln. Gegen die Entschei-
dung des VGH wurde am 15.8.2012 Revision beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig eingelegt.

mehr ==> DokNr. 12001753

BFH: Beratung des Dualen Systems durch Gemeinde als Betrieb gewerblicher Art
Die Gemeinde hat ein Unternehmen, das im Rahmen des Dualen Systems tätig ist, u.a. hinsichtlich Standortfragen von
Behältern und Systemspezifikationen, etwa dazu, welche Abfälle das Unternehmen sammeln darf und welche nicht, be-
raten. Mit Urteil vom 3.4.2012 – I R 22/11 hat der BFH entschieden, dass die Gemeinde durch die Abfallberatung nach-
haltig eine wirtschaftliche Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen ausgeübt und damit einen BgA begründet hat. Ent-
gegen der Auffassung des Finanzgerichts war die Gemeinde insoweit nicht hoheitlich tätig, denn die Abfallberatung ist
keine den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern durch Gesetz ausschließlich zugewiesene Aufgabe, die von privaten
Unternehmen nicht erfüllt werden darf. Dies ist jedoch für die Annahme hoheitlichen Handelns erforderlich. Weder §6
Abs. 3 Satz 10 VerpackV noch einer anderen Vorschrift lässt sich entnehmen, dass die Systembetreiber verpflichtet sind,
sich hinsichtlich ihres Systems durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beraten zu lassen.

mehr ==> DokNr. 12001754
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